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 «Bundes-Ämter» die keiner kennt 
Alexander Schaer 
Im Zuge der Bundesverwaltungsreform sollen 30 Prozent der rund 200 
ausserparlamentarischen Kommissionen des Bundes aufgelöst werden. Die meisten dieser 
Kommissionen sind der breiten Öffentlichkeit unbekannt. Noch viel unklarer ist zumeist das 
spezifische (Aus-)Wahlverfahren. Es besteht im Rahmen der nun anstehenden 




1. Einleitung ^ 
[Rz 1] Derzeit arbeiten rund 2'500 Personen in einer der rund 200 ausserparlamentarischen 
Kommissionen des Bundes mit.1 Darin nicht mit eingeschlossen sind die zahlreichen Rekurs- 
und Beschwerdekommissionen (gehen ab 2007 im neuen Bundsverwaltungsgericht auf), 
Leitungsorgane oder Vertretungen des Bundes, welche nochmals knapp 150 Gremien 
ausmachen.2 Die Grösse der jeweiligen Gremien schwankt dabei erheblich, obwohl 
möglichst schlanke Kommissionen zum Ziel gesetzt werden und eine Maximalzahl von 20 
Personen nicht überschritten werden soll.3 Dies ist nicht zuletzt auch ein direkter Ausfluss 
davon, dass der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung der jeweiligen Kommissionen über 
einen weiten Spielraum verfügt, und die Kommissionenverordnung nur grobe Leitplanken 
setzt.4 
 
[Rz 2] Und obwohl es so viele Kommissionen und Kommissionsmitglieder gibt, weiss der 
Normalbürger kaum etwas über deren Existenz. Denn nur selten wird in der Öffentlichkeit 
von der Arbeit, teilweise gar von der Existenz dieser Gremien Notiz genommen.5 
 
[Rz 3] Völlig unbekannt ist zumeist, wie die Besetzung dieser «Bundes-Ämter» zustande 
kommt. In der Folge soll denn auch zu allererst diesem Manko im Rahmen eines kurzen 
Überblicks abgeholfen werden.  
 
 
2. Das Auswahlverfahren bei den ausserparlamentarischen Kommissionen ^ 
2.1. Potentielle Mitglieder ^ 
1. Einleitung
2. Das Auswahlverfahren bei den ausserparlamentarischen Kommissionen




3. Geplante Änderungen im Rahmen der Bundesverwaltungsreform
4. Fazit
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[Rz 4] Leitsatz der ausserparlamentarischen Kommissionen des Bundes ist es, primär 
Fachpersonen in die zu bestellenden Gremien zu berufen.6 Welcher Berufsgattung oder 
allenfalls Organisation diese Personen angehören, ist jeweils im Einzelfall der betreffenden 
Rechtsgrundlage zu entnehmen. 
 
2.2. Wählbarkeitsvoraussetzungen ^ 
[Rz 5] Die Kommissionenverordnung verlangt lediglich die Erfüllung einer einzigen 
Voraussetzung für die Wahl in eine ausserparlamentarische Kommission: Die Erfüllung der 
Voraussetzungen für eine Anstellung in der Bundesverwaltung.7 Ausserdem ist zu 
vermerken, dass Mitglieder der Bundesversammlung nur ausnahmsweise 
Kommissionsmitglieder sein können.8 
 
[Rz 6] Die spezifischen Anforderungen für die jeweiligen Kommissionen werden jeweils in 
den entsprechenden gesetzlichen Grundlagen geregelt.9 Auch kann es sein, dass dabei 
diverse negative Wählbarkeitsvoraussetzungen fixiert werden.10 Aufgrund der immensen 
Vielfalt der existierenden Kommissionen ist praktisch kein Bereich ersichtlich, in welchem der 
Bund nicht die Hilfe von Fachpersonen in Anspruch nimmt. 
 
2.3. Wahlvorschläge11 ^ 
[Rz 7] Das konkrete Auswahlverfahren ist gänzlich den jeweiligen kommissionsspezifischen 
Rechtsgrundlagen überlassen. Die Kommissionenverordnung enthält hierzu lediglich 
«Anregungen» an die betreffenden Wahlkörper. So seien die Kommissionen «nach 
Interessengruppen, Geschlechtern, Sprachen, Regionen und Altersgruppen ausgewogen 
zusammengesetzt» zu sein, wobei sowohl Frauen auch Männer jeweils zu mindestens je 30 
Prozent vertreten sein müssen (mit dem Ziel, eine paritätische Vertretung beider 
Geschlechter anzustreben).12  
 
[Rz 8] Die einzelnen Rechtsgrundlagen enthalten zumeist keine genauen Regelungen für die 
Zuteilung der Kommissionssitze. Fixe Quoten werden oft nur bei der Frage der 
Sprachvertretung vorgeschrieben. 
 
[Rz 9] Die 30-Prozent-Quote für den Frauenanteil wird über die Gesamtzahl der 
Kommissionen hinweg von den meisten Departementen erreicht. Vorreiter ist dabei das 
EJPD, welches in seinen Kommissionen einen Frauenanteil von gut 40 Prozent aufweist. Die 
30-Prozent-Zielvorgabe deutlich nicht erreicht haben derzeit das UVEK, VBS und EFD, 
welche einen Männeranteil von 80 Prozent und mehr aufweisen. Der tatsächlichen 
Bevölkerungssituation der Schweiz (51 Prozent Frauen, 49 Prozent Männer) wird indessen 
kein Departement auch nur annähernd gerecht. 
 
[Rz 10] Besonders auffallend ist die Untervertretung der Altersklasse «unter 40», welche 
immerhin knapp die Hälfte der Schweizer Bevölkerung ausmacht. Am stärksten vertreten ist 
diese Bevölkerungsgruppe noch im EDI und EVD (jeweils rund 11 Prozent). Bei allen 
anderen Departementen sind die Kommissionsmitglieder zu über 90 Prozent aus über 40-
Jährigen besetzt. Diese Ungleichbehandlung erscheint besonders stossend in Bereichen, 
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welche sich nicht zuletzt auch mit jugendspezifischen Themen befassen. So hat 
beispielsweise die eidgenössische Sportkommission derzeit lediglich ein Mitglied unter 40 
Jahren. Oder in der eidgenössischen Kommission für Tabakprävention sitzt gar kein Mitglied 
unter 40 Jahren, obwohl zahlreiche Anti-Tabak- sowie Anti-Raucher-Massnahmen nicht 
zuletzt auch mit dem Jugendschutz begründet wurden. Einen beachtenswerten Kontrapunkt 
setzt da – wenn auch nicht ganz unerwartet – die eidgenössische Kommission für Kinder-
und Jugendfragen, deren Mitglieder zu 60 Prozent das 40. Altersjahr noch nicht erreicht 
haben.  
 
[Rz 11] Immerhin: Bei der Berücksichtigung der Landessprachen wurde den tatsächlichen 
Gegebenheiten ziemlich genau Rechnung getragen. Eine überproportionale 
Deutschschweizer Dominanz auf Kosten der Romandie lässt sich lediglich in den 
Kommissionen des UVEK feststellen. Die Westschweiz ist wiederum in den Kommissionen 
des EDI überproportional vertreten. Das Tessin verzeichnet eine starke Vertretung vor allem 
im EDA, währenddessen es im EFD unterproportional repräsentiert wird. 
 
[Rz 12] Wie eine Nomination für einen Kommissionssitz im Detail zustande kommt, ist in den 
meisten Fällen nicht geregelt. Zumeist wird dem entsprechenden Wahlkörper respektive 
einer seiner Unterabteilungen die Auswahl überlassen. Detaillierte Regelungen wie 
beispielsweise bei der eidgenössischen Kommission für Zivilstandsfragen sind selten.13 Zum 
Teil existiert für gewisse Kommissionen resp. deren Verwaltungen sogar ein 
Selbstergänzungsrecht.14 Die Problematik bei solchen Regelungen ist klar: Nur die 
wenigsten dieser Gremien sind dazu in der Lage, ein ausgiebiges 
«Nachforschungsverfahren» zu initiieren. Und so landet man bei der Nomination 
schlussendlich zwangsläufig bei bereits bekannten Kandidatinnen und Kandidaten und 
verpasst so die Möglichkeit, die entsprechenden Kommissionen mit neuem Blut, neuen 
Ideen und neuer Dynamik aufzufrischen. Auch öffnet dieses Nominationsverfahren 
Missbräuchen Tür und Tor. Der in der Öffentlichkeit gegenüber dem Staat resp. der 
Verwaltung bisweilen so oft propagierte Vorwurf der Vetternwirtschaft lässt sich unter diesen 
Bedingungen kaum abwerfen. Zudem besteht bisweilen die Gefahr, dass beim Rückgriff auf 
die bewährten Kräfte ein wichtiges Kriterium für die Auswahl der Kommissionsmitglieder 
nicht erreicht wird: Die zeitliche Verfügbarkeit.15 Dies, da diese Personen zumeist auch 
schon in diversen anderen Gremien aktiv tätig sind. 
 
[Rz 13] Am demokratischsten dürfte das Nominationsverfahren noch dort ablaufen, wo 
Gremien, Departemente oder gar Vereine ihre zugesicherten Vertreter bestimmen dürfen, da 
dort potentielle Mitglieder übersehbar sind, respektive ohne grossen Aufwand ein 
Nachfrageverfahren innerhalb der Gremien stattfinden kann.16 Insofern dürfte denn 
gesamthaft gesehen die Besetzung der Kommissionen, welche aus fixen Vertretungen 
zusammengesetzt sind, die Demokratischste sein.17 
 
2.4. Wahl ^ 
[Rz 14] Die Wahl in eine ausserparlamentarische Kommission erfolgt schlussendlich durch 
Verfügung des Bundesrates, der Departementsvorsteherin oder des 
Departementsvorstehers beziehungsweise der Bundeskanzlerin oder des Bundeskanzlers.18
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Zum Teil erfolgt sie auf Antrag eines Departements, eines bestimmten Gremiums oder der 
Kantone. Entscheidend für die Wahl sind vor allem die fachliche Kompetenz, die Fähigkeit 
zur Zusammenarbeit in der Gruppe sowie die zeitliche Verfügbarkeit.19 Allenfalls können bei 
ethischen Fragen auch weitere Faktoren entscheidend sein.20 
 
[Rz 15] Die Amtsdauer beträgt in der Regel vier Jahre und fällt mit der Legislaturperiode der 
eidgenössischen Räte zusammen.21 Sie endet denn auch bei den meisten Kommissionen 
am 31. Dezember 2007. Aufgrund der nun anstehenden Bundesverwaltungsreform sollen bis 
zu den Gesamterneuerungswahlen 2007 grundsätzlich keine Kommissionen mehr 
geschaffen und keine Vakanzen in Kommissionen mehr besetzt werden.22 
 
[Rz 16] Anzumerken ist des weiteren, dass die Amtszeit bei Mitgliedern von ständigen 
Kommissionen – von wenigen Ausnahmen abgesehen – auf zwölf Jahre beschränkt ist und 
prinzipiell eine Altersgrenze bei 70 Jahren vorgesehen ist.23 
 
 
3. Geplante Änderungen im Rahmen der Bundesverwaltungsreform ^ 
[Rz 17] Am 27. April 2005 hat der Bundesrat das Konzept der Verwaltungsreform 
gutgeheissen, mit welchem er «eine Steigerung der Effizienz der Verwaltung durch die 
Vereinfachung von Abläufen und die Vermeidung von Doppelspurigkeiten» anstrebt.24
Insgesamt 9 Querschnittsprojekte für die gesamte Verwaltung und 25 Departementsprojekte 
sollen bis Ende 2007 zu einer stärkeren Verwaltungsführung, vereinfachten Prozessen, 
besser strukturierten Abläufen und strafferen Strukturen führen. Ein Querschnittsprojekt 
umfasst dabei unter der strategischen Begleitung von Bundeskanzlerin Annemarie Huber-
Hotz auch die Überprüfung der ausserparlamentarischen Kommissionen mit dem Ziel, deren 
Anzahl um 30 Prozent zu reduzieren.25 Da dies jedoch unzählige Gesetzesänderungen 
voraussetzt, ist geplant, den Bundesrat mit einer ebensolchen Kompetenz auszustatten.26
Die entscheidenden Punkte bei der Überprüfung sind die Notwendigkeit der Kommission, 
ihren Mehrwert zur Aufgabenwahrnehmung sowie das Verhältnis von Kosten und Nutzen der 
Kommissionstätigkeit.27 Grosse Einsparungen im finanziellen Bereich sind dabei allerdings 
wohl keine zu erwarten.28  
 
[Rz 18] Das Ziel, die Anzahl der ausserparlamentarischen Kommissionen um 30 Prozent zu 
reduzieren, erscheint nicht unmöglich. Derzeit verteilen sich die Kommissionen wie folgt auf 
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[Rz 19] Diverse dieser Gremien existieren derzeit nur auf dem Papier und haben keine 
Mitglieder mehr. Es handelt sich dabei total um 9 Kommissionen (EDA: 4; EDI: 3; EFD 1; 
VBS: 1). Optimierungspotential erscheint primär auch in den Bereichen Forstwesen im UVEK 
sowie im EDI in den Bereichen Film- und Prüfungswesen sowie dem 
Krankenversicherungsrecht. Allein in diesen vier Gebieten bestünde ein Potential zur 
Einsparung von bis zu 40 Kommissionen. 
 
 
4. Fazit ^ 
[Rz 20] Die mit der Bundesverwaltungsreform angepeilte Reduktion der 
ausserparlamentarischen Kommissionen um einen Drittel ist unzweifelhaft ein Schritt in die 
richtige Richtung. Die Reduktion und Zusammenlegung von Kommissionen fördert die 
Effizienz des Staates. Ausserdem bietet sich so die Möglichkeit, längst überholte, ja nicht 
mehr existierende Kommissionen aufzulösen. 
 
[Rz 21] Bedenklich scheint auf den ersten Blick die Übertragung einer «Generalvollmacht» 
für alle damit zusammenhängenden Gesetzesänderungen auf den Bundesrat. Dennoch 
erscheint diese Lösung die zweckmässigste und effizienteste zu sein. Die Masse an 
Gesetzesänderungen, welche durch diese Reduktion hervorgerufen wird, würde zu einer fast 
unvertretbaren Belastung der beiden eidgenössischen Parlamentskammern führen. Zumeist 
würde es sich dabei lediglich um kleinere Korrekturen handeln, welche weder beim Bund 
noch beim Volk zu einer wichtigen Änderung von Rechten und Pflichten führt. Nicht zu 
vergessen bleibt auch die Tatsache, dass eine konsequente Durchsetzung der Reduktion 
und Zusammenlegung der Kommissionen wohl durch den Bundesrat am besten 
gewährleistet werden kann. Besteht doch die nicht ganz unbegründete Gefahr, dass bei den 
Einzelbesprechungen im Parlament Allianzen gebildet werden, welche diverse 
Kommissionen im Verlaufe der parlamentarischen Besprechungen vor dem definitiven Aus 
retten, und dass damit am Schluss eine konsequente Rationalisierung nicht erreicht wird. 
Beim Bundesrat dürfte eine konsequentere Durchsetzung der Vorgaben eher zu erwarten 
sein, wenngleich auch hier die Gefahr besteht, dass er aufgrund der absehbaren Opposition 
gewisse Kommissionen nicht antasten wird.29 
 
[Rz 22] Doch mit der Reduktion der ausserparlamentarischen Kommissionen alleine ist es 
nicht getan. Es gilt auch dafür zu sorgen, dass man der Flut der Kommissionen im 
allgemeinen Herr werden kann und in wenigen Jahren nicht dieselbe Diskussion erneut 
führen muss. So muss man in Zukunft jeweils genau prüfen, ob bei neuen Gesetzen nun 
wirklich eine Kommission von Nöten ist, respektive wenn ja, ob diese Aufgaben nicht eine 
bereits existierende Kommission wahrnehmen kann. Der Bundesrat sowie die Departemente 
sind zudem aufgerufen, von ihrer Kompetenz, selbstständig Beratungsorgane einzusetzen, 
zurückhaltend Gebrauch zu machen.30 Die Bestrebungen, dass die Kompetenz zur 
Einsetzung ausserparlamentarischer Kommissionen künftig nicht mehr an die Ämter 
delegiert werden darf, ist ein erster Schritt in die richtige Richtung.31 
 
[Rz 23] Im Rahmen der Bundesverwaltungsreform ergibt sich nun auch die Möglichkeit, für 
mehr Transparenz und Bürgernähe in der Bundesverwaltung zu sorgen. Wie oben 
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ausgeführt ist das ganze Wahlverfahren für ausserparlamentarische Kommissionen derzeit 
für den Normalbürger unübersichtlich. Muss er sich doch mühsam durch Homepages sowie 
(nichtssagende) Gesetzesartikel kämpfen, um sich informieren zu können. Es wäre nicht 
zuletzt auch im Sinne des Bundes, für die Besetzung der diversen Posten eine möglicht 
breite Auswahl an möglichen Personen zu haben. Im Zeitalter der modernen 
Kommunikationsmittel wäre es für den Bund kein grosser Aufwand, freie Kommissionssitze 
auf den jeweiligen Homepages mit einem kurzen Anforderungsprofil und Inhaltsbeschrieb 
auszuschreiben. Es besteht in der Bevölkerung durchaus ein Fundus an engagierten 
Bürgerinnen und Bürgern, welche einerseits Interesse und Zeit, andererseits auch die 
notwendigen Qualifikationen hätten, um in ausserparlamentarischen Kommissionen 
mitzumachen. Und trotzdem dürfte dieses öffentliche Auswahlverfahren für die 
Bundesverwaltung nur minim eine Erhöhung des bürokratischen Aufwands bedeuten. 
Insbesondere hat der Bund in der Altersklasse der unter 40-Jährigen einen regen 
Nachholbedarf. Wenn nun jugendliche Interessenten nicht miteingebunden werden, darf man 
sich nicht wundern, wenn sich vor allem in diesen Kreisen eine breite Politabstinenz und -
resignation breit macht. Auch die «Altersguillotine» bei 70 Jahren erscheint unter dem 
Gesichtspunkt des stetig wachsenden Lebensalters sowie der (insbesondere geistigen) 
Rüstigkeit der älteren Bevölkerungsschichten als eine unnötige Einschränkung auf der 
Suche nach engagierten Mitbürgerinnen und Mitbürgern.32  
 
[Rz 24] Der Bund ist denn im Rahmen der Bundesverwaltungsreform auch aufgefordert, sich 
nicht nur Gedanken über die Struktur und Anzahl der ausserparlamentarischen 
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1 Die vom Bundesrat gutgeheissene Aufhebung von 51 ausserparlamentarischen Kommissionen 
konnte im vorliegenden Beitrag nicht mehr berücksichtigt werden.  
Zur Rechtsnatur der ausserparlamentarischen Kommissionen siehe: Riemer Hans Michael, 
«Öffentlich-Rechtliche Personenverbindungen ohne Rechtspersönlichkeit», in: ZBL 2001, S. 76-79. 
2 Detaillierte Statistiken zu den ausserparlamentarischen Kommissionen erhält man auf: 
www.admin.ch/ch/d/cf/ko/index_kommart.html. 
3 Vgl. Art. 6 der Verordnung über ausserparlamentarische Kommissionen sowie Leitungsorgane und 
Vertretungen des Bundes (Kommissionenverordnung) vom 3. Juni 1996 (SR 172.31); derzeit 
bestehen beispielsweise das Mehrwertsteuer-Kontrollgremium resp. die Pharmazie-
Prüfungskommissionen der Prüfungssitze Bern, Genf und Lausanne jeweils aus einem, die 
eidgenössische Arbeitskommission aus 45 Mitgliedern. 
4 Für einen allgemeinen Überblick über die Grundzüge der Schweizerischen Behördenkommissionen 
siehe auch: Weber Rolf H./Biaggini Giovanni, «Rechtliche Rahmenbedingungen für 
verwaltungsunabhängige Behördenkommissionen», Zürich 2002, S. 45-50. 
5 Als Ausnahme davon seien beispielsweise erwähnt: Die Eidg. Ethikkommission für die 
Biotechnologie im Ausserhumanbereich oder die Eidg. Kommission gegen Rassismus, dies nicht 
zuletzt auch dank ihrer aktiven Kommunikationspolitik. 
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6 Vgl. Art. 8 Abs. 1 lit. a Kommissionenverordnung. 
7 Art. 7 Kommissionenverordnung. 
8 Art. 8 Abs. 2 Kommissionenverordnung; Ab Ende 2007 soll die Unvereinbarkeit von 
Parlamentsmandat und Mitgliedschaft in ausserparlamentarischen Kommissionen in Art. 14 lit. c 
(i.V.m. Art. 174 Abs. 3) des Bundesgesetzes über die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz, 
ParlG; SR 171.10) fix verankert werden (vgl. Medienmitteilung der Bundeskanzlei vom 22. 
September 2006). 
9 So z.B. bei der Schlichtungskommission nach Gleichstellungsgesetz (vgl. Art. 5 der Verordnung 
über die Schlichtungskommission gemäss Gleichstellungsgesetz; SR 172.327.1). 
10 So z.B. bei der Eidg. Bankenkommission (vgl. Art. 23 Abs. 4 des Bundesgesetzes über die Banken 
und Sparkassen (Bankgesetz, BankG; SR 952.0) oder bei der Eidg. Spielbankenkommission (vgl. 
Art. 46 Abs. 2 des Bundesgesetzes über Glücksspiele und Spielbanken (Spielbankengesetz, SBG; 
SR 935.52). 
11 Die statistischen Angaben beruhen auf den Angaben auf: 
www.admin.ch/ch/d/cf/ko/index_kommart.html (Stand: 14. September 2006). 
12 Art. 9 und Art. 10 Abs. 1 Kommissionenverordnung oder im speziellen z.B. auch Art. 6 Abs. 3 der 
Verordnung über die nationale Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin (VNEK), SR 
810.113. 
13 Vgl. Art. 88 Abs. 4 Zivilstandsverordnung (ZStV), SR 211.112.2. 
14 So z.B. bei der Eidg. Sportkommission (ESK; vgl. Art. 2 der Verordnung über die Eidgenössische 
Sportkommission; SR 172.327.4) oder dem Verwaltungsrat des Ausgleichsfonds der AHV (vgl. Art. 
1 Abs. 1 der Verordnung über die Verwaltung des Ausgleichsfonds der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung (SR 831.192.1)). 
15 Vgl. Art. 8 Abs. 1 lit. c Kommissionenverordnung. 
16 Derzeit existieren rund 50 Kommissionen, welche spezielle «Fixplätze» aufweisen. Diese werden 
jeweils ganz unterschiedlich verteilt. Neben Vertretern von Amtes wegen werden diese Plätze auch 
oft verteilt an Vertreter des Bundes (z.B. auch spezielle Beamte, Bundesämter oder 
Kommissionen), der Kantone, der Forschung (z.B. Institute, Hochschulen, Dozenten, z.T. auch 
Studenten) oder der Wirtschaft. Letzteres umfasst zumeist bestimmte Organisationen, 
Berufsgattungen, z.T. auch Firmen. 
17 Als exemplarisches Beispiel sei an dieser Stelle auf die Eidg. Kommission für Grundsatzfragen der 
Krankenversicherung hingewiesen. 
18 Art. 11 Abs. 1 Kommissionenverordnung. 
19 Art. 8 Abs. 1 Kommissionenverordnung. 
20 Art. 8 Abs. 1bis Kommissionenverordnung. 
21 Art. 14 Abs. 1 Kommissionenverordnung. 
22 Vgl. Medienmitteilung des EFD vom 5. Juli 2006. 
23 Art. 15 und 16 Kommissionenverordnung; Zur grundsätzlichen Frage von Altersgrenzen für 
öffentliche Ämter siehe auch: Hangartner Yvo, «Altersgrenzen für öffentliche Ämter», in: ZBL 2003, 
S. 339-351 sowie Schefer Markus/Rhinow René, «Zulässigkeit von Altersgrenzen für politische 
Ämter aus Sicht der Grundrechte», in: Jusletter 7. April 2003. 
24 Vgl. Medienmitteilung des EFD vom 27. April 2005. 
25 Vgl. Medienmitteilungen des EFD vom 7. September 2005 sowie 3. Mai 2006. 
26 Vgl. Medienmitteilung des EFD vom 3. Mai 2006. 
27 Vgl. Medienmitteilung des EFD vom 5. Juli 2006. 
28 Vgl. NZZ, 14. August 2006, S. 7. 
29 Zur grundsätzlichen Frage der Voraussetzungen der Zulässigkeit der Gesetzesdelegation siehe 
auch: Hangartner Yvo, Grundzüge des Schweizerischen Staatsrechts, Band I: Organisation, Zürich 
1980, S. 203 f., Auer Andreas/Malinverni Giorgio/Hottelier Michel, Droit constitutionnel suisse, 
Volume I: L’Etat, Berne 2000, S. 525 ff., Thürer Daniel/Aubert Jean-François/Müller Jörg Paul, 
Verfassungsrecht der Schweiz, Zürich, 2001, S. 1112, Ehrenzeller Bernhard/Mastronardi 
Philippe/Schweizer Rainer J./Vallender Klaus A. (Hrsg.), Die Schweizerische Bundesverfassung, 
Zürich 2002, S. 1616 f., Rhinow René, Grundzüge des Schweizerischen Verfassungsrechts, Basel, 
2003, S. 422 f., Aubert Jean-François/Mahon Pascal, Petit commentaire de la Constitution fédérale 
de la Confédération suisse du 18 avril 1999, Zurich 2003, S. 1252 ff., Häfelin Ulrich/Haller Walter, 
Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 6. Aufl., Zürich, 2005, S. 553 ff.; Aufgrund der begrenzten 
Tragweite der Änderungen dürften bei dieser «Generalvollmacht» die Voraussetzungen der 
Gesetzesdelegation im Sinne von Art. 164 Abs. 2 BV (Delegation nicht durch Verfassung 
ausgeschlossen, delegierende Norm sowie Grundzüge der Regelung im Bundesgesetz enthalten, 
Delegation auf bestimmtes, genau umschriebenes Sachgebiet beschränkt) relativ leicht zu erfüllen 
sein. 
30 Vgl. Art. 57 RVOG (SR 172.010) i.V.m. Art. 3 Kommissionenverordnung; derzeit stützen sich nicht 
Seite 7 von 8Jusletter - «Bundes-Ämter» die keiner kennt
03.03.2008http://www.weblaw.ch/de/content_edition/jusletter/Artikel.asp?ArticleNr=5206&lang...
  
weniger als 14 Kommissionen direkt auf diese Grundlage. 
31 Vgl. Medienmitteilung des EFD vom 5. Juli 2006. 
32 Yvo Hangartner erachtet diese Alterslimite aus den genannten Gründen tendenziell ebenfalls als zu 
tief (Hangartner, Altersgrenzen, S. 349); differenzierter sehen die Problematik Markus Schefer und 
René Rhinow, welche die Alterslimite bei technischen, fachspezifischen Kommissionen als 
angemessen, bei allgemeinen politischen Fragen als problematisch sowie bei altersspezifischen 
Fragen als unzulässig ansehen (Schefer/Rhinow, Zulässigkeit von Altersgrenzen, Rzz 142 ff.). 
Letztere verweisen dabei zwar zurecht auf die Möglichkeit des flexiblen Einbezugs von «Über-70-
Jährigen» gemäss Art. 16 Abs. 2 der Kommissionenverordnung, doch kann man sich fragen, ob bei 
der von den beiden Autoren gewünschten «nachgiebigen Ausgestaltung» der entsprechenden 
Ausnahmeregelung nicht am Schluss die Ausnahme zur Regel wird und daher die Alterslimite 
genauso gut weggelassen werden könnte (was aufgrund der allgemeinen Forderung nach 
schlanken, prägnanten und «ballastfreien» Gesetzen sicher zu begrüssen wäre). 
Rechtsgebiet(e) Staatsorganisation und Behörden  
Erschienen in Jusletter 4. Dezember 2006 
Zitiervorschlag Alexander Schaer, «Bundes-Ämter» die keiner kennt, in: Jusletter 4. Dezember 
2006 [Rz] 
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